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Vollbeschäftigung in Reichweite
Der Aufschwung in Deutschland ist unübersehbar: Die Auftragsbü-
cher der Unternehmen sind voll, Erwerbslose kommen in Arbeit, die 
Löhne steigen. Diese positive Entwicklung stand am Donnerstag im 
Zentrum einer Aktuellen Stunde im Deutschen Bundestag. Dabei 
wurde deutlich: Die positive wirtschaftliche Entwicklung geht weiter 
und kommt bei den Menschen an.

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde!

Wer hätte das für möglich 
gehalten: Bereits drei Jah-
re nach dem Ausbruch der 
schwersten Wirtschaftskrise 
seit Generationen geht es 
unserem Land wieder richtig 
gut. Während andere Län-
der noch mit Massenarbeitslosigkeit und 
Haushaltskrisen zu kämpfen haben, steht 
Deutschland in vielen Bereichen besser da 
als je zuvor. Ich bin stolz darauf, wie alle 
in unserem Land zusammengehalten und 
gemeinsam aus der Krise gefunden haben 
– Bürger und Betriebe, Arbeitnehmer und 
Unternehmer. Und ich bin stolz auf die 
behutsame Krisenbewältigung durch die 
christlich-liberale Koalition. 

Die erfreulichsten Nachrichten erreichen 
uns vom Arbeitsmarkt. Unsere Politik für 
nachhaltiges Wachstum ermöglicht auch 
immer mehr Beschäftigung. Im Juni gab es 
nur noch 2,89 Millionen Erwerbslose. 2005, 
als die unionsgeführte Bundesregierung ins 
Amt kam, lag diese Zahl im Vergleichsmonat 
noch bei 4,78 Millionen. Wir haben Deutsch-
land also nicht nur sicher, sondern sogar 
gestärkt aus der Krise herausgeführt. Dies 
belegt auch die Zahl der Beschäftigten in 
Deutschland, die sich auf einem historischen 
Höchststand befindet.

Auf diesen Erfolgen ruhen wir uns jedoch 
nicht aus. Im weltweiten Wettbewerb gibt es 
keine Auszeiten. Die christlich-liberale Koa-
lition blickt auch in der politischen Sommer-
pause nach vorne. Die CSU-Landesgruppe 
im Deutschen Bundestag wird mit ihrer 
Sommer-Klausur in Kloster Banz Anstöße 
dafür geben, wie wir Deutschland noch 
besser auf die Zukunft vorbereiten können. 
Denn auch in Zeiten des Aufschwungs müs-
sen wir gezielt investieren, um unser Land 
– etwa bei der Bildung – voranzubringen 
und gleichzeitig Haushaltsdisziplin zu üben.

Die deutsche Wirtschaft geht 
gestärkt aus der schwersten Wirt­
schaftskrise seit drei Generationen 
hervor. In einer Aktuellen Stunde 
des Deutschen Bundestages am 
Donnerstag hoben Redner von Uni­
on und FDP den Gemeinschafts­
charakter dieses Erfolges hervor. 
So sei etwa das bemerkenswerte 
Wachstum von 3,6 Prozent im 
vergangenen Jahr nur durch die 
gemeinsamen Anstrengungen aller 
möglich geworden. Hunderttau­
sende hatten sich zwischenzeitlich 
mit Kurzarbeit begnügt oder muss­
ten eine neue Stelle finden. Doch 
mittlerweile gilt die Wirtschafts­
krise als überwunden. Tatsächlich 
erreichte die Wirtschaftsleistung 
bereits wieder das Niveau, auf dem 
es 2008 gelegen hatte; für dieses 
und das kommende Jahr erwar­
ten Experten darüber hinaus zu­
sätzliche Wachstums­
schübe. Ein wichtiger 
Indikator dafür ist der 
Geschäftsklima-Index 
des Wirtschaftsfor­
schungsinstituts Ifo. Er belegt: 
Die Unternehmer in Deutschland 
blicken weiterhin mit größtem 
Optimismus in die Zukunft und 
planen die Einstellung weiterer 
Arbeitskräfte. 

In ihrem Beitrag zur Aktuellen 
Stunde stellte die Vorsitzende der 
CSU-Landesgruppe im Deutschen 
Bundestag, Gerda Hasselfeldt, die 
hervorragende Situation in Bay­
ern heraus. Im Freistaat melden 
mittlerweile 70 der 96 Kreise und 
kreisfreien Städte weniger als vier 
Prozent Arbeitslose. Bayern steht 
im Kampf gegen die Arbeitslo­
sigkeit somit an der Spitze des 

deutschlandweiten Vergleichs. In 
jedem Regierungsbezirk liegt die 
Erwerbslosenquote deutlich unter 
dem Bundesdurchschnitt, in etli­
chen Kreisen sind weniger als zwei 
Prozent der Menschen ohne Arbeit. 
Ein Erfolg christlich-sozialer Politik, 
wie Frau Hasselfeldt betonte: „Di­
ese Zahlen sind nicht gottgegeben 
– auch nicht in Bayern.“

Das oppositionelle Linksbündnis 
konnte in der Aktuellen Stunde 
keine eigenen Akzente setzen. 
Auch die Abgeordneten von SPD, 
Grünen und Linkspartei können 
nicht leugnen, dass das Ausland 
sogar vom „zweiten deutschen 
Wirtschaftswunder“ spricht. Wäh­
rend Union und FDP diese Gemein­
schaftsleistung aller Deutschen 
stärken wollen, fällt die Opposition 
vor allem durch kontraproduktive 

Initiativen auf. So for­
derte die SPD zuletzt 
eine bürokrat ische 
Bürgerversicherung, 
die die deutsche Wirt­

schaft pro Jahr mit fünf Milliarden 
Euro belasten würde. Gleichzeitig 
sprachen sich die Grünen für eine 
Vermögensabgabe mit einem Vo­
lumen von 100 Milliarden Euro für 
die kommenden zehn Jahre aus. 
Vor diesem Hintergrund rief Frau 
Hasselfeldt den Vertretern der Op­
position zu: „Wo ist eigentlich Ihr 
Herz für die Arbeitnehmer geblie­
ben?“ Mit der christlich-liberalen 
Koalition wird es jedenfalls keine 
solchen Experimente geben. Ins­
besondere die CSU-Landesgruppe 
im Deutschen Bundestag wird sich 
auch künftig dafür stark machen, 
dass der Wirtschaft keine unnöti­
gen Zusatzkosten auferlegt werden. 

Deutschland 
hält zusammen

Mit freundlichen Grüßen

Gerda Hasselfeldt MdB
Vorsitzende der CSU-Landesgruppe
im Deutschen Bundestag

Ausgabe A
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Regionale Wirtschaftspolitik bleibt Priorität

Schuldenbremse wird eingehalten

Fairness zwischen den Generationen
Der Bundeshaushalt für das kommende Jahr nimmt Formen an: Am Mittwoch hat das Bundeskabinett den 
Regierungsentwurf für das nächste Haushaltsjahr beschlossen. Die christlich-liberale Koalition setzt dabei 
klar auf Konsolidierung. Einen Schwerpunkt legt die Regierung auf die Zukunftsfelder Bildung und Forschung.

Mayer fördert Wirtschaft
Die regionale Wirtschaftspolitik bleibt in christlich-sozialer Hand: Stephan 
Mayer wird Vorsitzender des zuständigen Unterausschusses. Eine gute 
Nachricht für Bayern, dessen wirtschaftliche Zukunft Mayer besonders 
am Herzen liegt.

Die unionsgeführte Bundesre­
gierung wird auch im kommenden 
Jahr die Schuldenbremse einhalten. 
Das geht aus dem Haushaltsentwurf 
für 2012 hervor, den das Kabinett 
am Mittwoch verabschiedete. Die 
christlich-liberale Koalition setzt dabei 
auf Berechenbarkeit und Solidität. Im 
Sinne der Generationengerechtigkeit 
legt sie einen Schwerpunkt auf die 
Haushaltskonsolidierung und setzt 
das im vergangenen Jahr beschlos­
sene Zukunftspaket konsequent um.

Das Paket rückt Zukunftsinvestiti­
onen in den Mittelpunkt. So werden 
die Ausgaben der unionsgeführten 
Bundesregierung für Bildung und For­
schung im kommenden Jahr einen 
historischen Höchststand erreichen. 

Derzeit sind Ausgaben in Höhe von 
12,8 Milliarden Euro veranschlagt – 
das sind 61 Prozent mehr als noch 
vor fünf Jahren. Gleichzeitig legte 
das Zukunftspaket die Grundlage für 
Einsparungen in anderen Bereichen 
des Haushalts. Hier zahlt sich vor 
allem die erfolgreiche Wirtschafts- 
und Arbeitsmarktpolitik der unions­
geführten Bundesregierung aus. Der 
immense Rückgang der Erwerbs­
losigkeit brachte Entlastungen der 
sozialen Sicherungssysteme sowie 
der Bundesagentur für Arbeit in Mil­
liardenhöhe mit sich.

Somit wird die für 2012 geplante 
Neuverschuldung mit etwa 27 Mil­
liarden Euro um mehr als ein Drittel 
niedriger liegen als im bisherigen 

Finanzplan veranschlagt. Dennoch 
verbleiben den Haushaltspolitikern 
der Union wenige Spielräume, wie 
aus dem Finanzplan des Bundes her­
vorgeht, der einen Blick auf die näch­
sten vier Jahre bietet und ebenfalls 
am Mittwoch verabschiedet wurde. 
Demnach wird die Neuverschuldung 
selbst 2015 noch höher ausfallen als 
vor Ausbruch der schwersten Wirt­
schaftskrise seit drei Generationen. 
Bundesfinanzminister Dr. Wolfgang 
Schäuble und die Haushaltspolitiker 
der CSU im Deutschen Bundestag 
sind sich jedoch einig: Sollten sich 
tatsächlich Möglichkeiten zur Ent­
lastung der Bürger ergeben, wäre 
ein Abbau der kalten Progression zu 
Gunsten der Bezieher von kleinen und 
mittleren Einkommen angezeigt. 

Stephan Mayer wird neuer Vorsit­
zender des Bundestags-Unteraus­
schusses für Regionale 
Wir tschaf tspolit ik . Die 
CSU-Landesgruppe im 
Deutschen Bundestag no­
minierte den Juristen am 
Montagabend einmütig. 
Damit bleibt das wich­
tige Feld der regionalen 
Wirtschaftspolitik in den 
Händen der Christsozialen. Mayer 
übernimmt den Vorsitz von seinem 
Parteifreund Ernst Hinsken, der im 
Frühjahr zum Vorsitzenden des Aus­
schusses für Wirtschaft und Techno­
logie gewählt worden war.

Mayer vertritt die oberbayerischen 
Landkreise Altötting und Mühldorf 
seit 2002 erfolgreich im Deutschen 
Bundestag. Der 37-Jährige sagt über 
sich, dass er sein Mandat als Ver­
pflichtung zur „ganz konkreten und 

unbürokratischen“ Unterstützung der 
Menschen verstehe. Dieses Politik­

verständnis lässt Mayer als 
hervorragende Besetzung 
für sein neues Amt gelten. 
Der Unterausschuss für Re­
gionale Wirtschaftspolitik 
spielt etwa bei der Umset­
zung der Bund-Länder-Ge­
meinschaftsaufgabe „Ver­
besserung der regionalen 

Wirtschaftsstruktur“ eine wichtige 
Rolle. Von dieser Arbeit profitieren 
insbesondere strukturschwache 
Gebiete. 

Mayer wird sein neues Amt zu­
sätzlich zu seiner Funktion als innen­
politischer Sprecher der CSU-Lan­
desgruppe im Deutschen Bundestag 
ausfüllen. Seit 2005 ist er Vorsitzen­
der des Arbeitskreises Innen, Recht, 
Sport, Ehrenamt, Kultur und Medien 
der Christsozialen in Berlin.
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Bundestag lässt PID in Grenzen zu

Abgeordnete folgen ihrem Gewissen
Die Präimplantationsdiagnostik bleibt in Deutschland grundsätzlich verboten, wird in Ausnahmefällen aber 
zugelassen. Ein entsprechender Gesetzesentwurf fand am Donnerstag im Deutschen Bundestag eine knappe 
Mehrheit. Die meisten CSU-Parlamentarier hatten für ein Verbot votiert.

++++ Blick nach links ++++ Blick nach links  ++++

Gegen Recht...
Ein Fund in Gera könnte einige  
benebelte Aussagen und Ideen 
der Grünen erklären: Insgesamt 
zwölf Hanfpflanzen hat die Polizei in  
den Blumenkästen der dortigen 
Kreisgeschäftsstelle beschlagnahmt.  
Besonders pikant: Die Einrichtung 
dient zugleich als Wahlkreisbüro 
von Astrid Rothe-Beinlich, Bun­
desvorstandsmitglied der Grünen 
und Vizepräsidentin des Thüringer 
Landtages. Die weiß nach eigener  
Aussage von nichts und hat die ille­
gale Bepflanzung laut Medienberich­
ten als „dumme Aktion“ bezeichnet. 
Wie bitte? Wer illegalen Hanfanbau 
dermaßen verharmlost, muss sich 
fragen lassen, ob diese Einstellung 
mit einer der höchsten Funktionen 
im Staate vereinbar ist. In jedem Fall 
entlarvt sie perfekt die grüne Welt­
sicht auf Recht und Ordnung: legal, 
illegal, scheißegal.

Eltern, deren Erbgut eine schwere 
Behinderung ihrer Kinder wahr­
scheinlich macht, können genetisch 
auffällige Embryonen im Rahmen  
einer künstlichen Befruchtung 
verwerfen. Nach mehr als drei­
stündiger Debatte votierten in 
der entscheidenden Abstim­
mung am Donnerstag 306 Ab­
geordnete für einen entspre­
chenden Gesetzesentwurf. Für 
ein Verbot mit enger umrissenen 
Ausnahmen votierten 58 Par­
lamentarier. Ein Antrag, der 
ein konsequentes Verbot der 
sogenannten Präimplantations­
diagnostik (PID) befürwortete, 
erhielt 227 Stimmen.

Die Debatte über die PID ging 
damit exakt ein Jahr nach ihrem 
Beginn zu Ende. Am 06.  Juli 
2010 hatte der Bundesgerichts­
hof die allgemein verbreitete Auffas­
sung, dass die PID in Deutschland 
verboten sei, in Frage gestellt. Bereits 
im Herbst formierten sich daraufhin 
drei Gruppen von Bundestagsabge­
ordneten. Sie erarbeiteten je einen 
Gesetzesentwurf, um zu verhindern, 
dass es zu einer völligen Freigabe 
der PID käme. Die Parlamentarier 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
sahen sich hinsichtlich dieser Frage 
des Schutzes menschlichen Lebens 
in einer besonderen Verantwortung. 
Im April wurden die drei Anträge 
erstmals im Bundestag beraten, nun 
fiel die Entscheidung.

In der Debatte, die der Abstim­
mung vorausging, plädierten Redner 
aller Fraktionen für ein konsequentes 
Verbot der PID. Sie sprachen sich 
gegen die Unterscheidung von 
vermeintlich „lebenswertem“ und 
„lebensunwertem“ Leben aus. Beob­
achter zeigten sich vor allem vom 
Beitrag Dr. Ilja Seiferts, eines Abge­
ordneten der Linkspartei, der selbst 
im Rollstuhl sitzt, beeindruckt. Auch 
die Rede der CDU-Abgeordneten 
Maria Michalk fand viel Beachtung. 
Sie berichtete von den Tot- und 
Fehlgeburten, die sie erlitten hatte, 
und plädierte ebenfalls für ein klares 

Verbot der PID: „Hätte es damals die 
PID gegeben, hätte ich mein Kind nie 
in der Hand gehalten.“

Doch auch die 306 Abgeordneten 
aus allen Fraktionen, die für eine be­
grenzte Zulassung der PID stimmten, 

folgten ihrem Gewissen. Ihre Vertreter 
stellten in der Debatte das Leid der El­
tern in den Vordergrund, deren Kinder 
früh sterben oder mit einer schweren 

Behinderung leben. Dieses Leid 
gelte es zu verhindern. „Nur eine 
Ethik des Helfens macht unsere 
Gesellschaft menschlicher“, 
betonte der ehemalige CDU-
Generalsekretär Peter Hintze. 
Der von ihm mitgestaltete Ge­
setzesentwurf fand schließlich 
die notwendige Mehrheit unter 
den Abgeordneten. Bei einem 
hohen Risiko auf eine schwere 
Erkrankung der Kinder können 
Eltern künftig eine PID durchfüh­
ren. Der Untersuchung müssen 
jedoch eine Beratung der Mutter 
sowie ein Votum einer Ethik-
Kommission vorangehen. Vier 
Mitglieder der CSU-Landesgrup­
pe im Deutschen Bundestag 

stimmten mit Hintze, zwei für eine 
stärker beschränkte Zulassung und 
34 gegen die Zulassung der PID.

...und Gerichte
Weitgehend unbeachtet von der bun­
desdeutschen Öffentlichkeit rebelliert 
die rheinland-pfälzische Justiz derzeit 
gegen die Selbstherrlichkeit der Lan­
desregierung von Kurt Beck. Dessen 
Justizminister Bamberger besetzt seit 
seiner Amtsübernahme im Frühjahr 
2006 wichtige Posten mit streng 
sozialdemokratischem Personal aus 
der halben Republik. Neuester Coup: 
Nach Querelen um die nicht ver­
fassungsgemäße Ernennung eines 
SPD-nahen Richters zum Koblenzer 
Oberlandesgerichtspräsidenten soll 
nun das Gericht im Ganzen aufgelöst 
werden. Wer könnte da einen Zusam­
menhang vermuten? Ein Landesvater 
jedenfalls, gegen den in seiner letzten 
Amtszeit 3.000 Richter, Anwälte und 
Justizangestellte protestierend durch 
die Straßen ziehen, hat nicht nur 
abgewirtschaftet. Er hinterlässt auch 
einen Scherbenhaufen.

Drei Gesetzesentwürfe zum künftigen Umgang mit der 
Präimplantationsdiagnostik standen zur Wahl. Die Mehrheit 
der christlich-sozialen Abgeordneten votierte für ein 
konsequentes Verbot.
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Deutschland an der Spitze des UN-Sicherheitsrates

Im Dienst des Friedens
Deutschland hat seit dem vergangenen Freitag für einen Monat den Vorsitz im Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen inne. Libyen, Sudan und der Nahe Osten werden während dieser Zeit bestimmende Themen sein. 
Doch Deutschland will auch eigene Akzente setzen.

40 Jahre nachhaltige Stadtentwicklung

Koalition stärkt Erfolgsmodell
Gute Nachricht für alle Kommunen: Die Städtebauförderung geht gestärkt in ihr fünftes Jahrzehnt. Bundes-
minister Dr. Peter Ramsauer setzte sich in den wochenlangen Verhandlungen über das künftige Volumen 
des Förderprogramms durch. Auch weiterhin können die Kommunen Investitionen in Millionenhöhe tätigen.

Wenn Deutschland im Juli die 
Konsultationen und Debatten im 
prestigeträchtigen UN-Sicherheitsrat 
leiten wird, muss sich die deutsche 
Diplomatie noch intensiver mit den 
schwierigsten Fragen der Weltpolitik 
auseinandersetzen. 

Im Vordergrund werden die Situa­
tion in Libyen und Überlegungen für 
die Zeit nach Gaddafi stehen. Gleich­
zeitig wird Deutschland versuchen, 
auch eine Reaktion des Sicherheits­
rates auf die Entwicklungen in Syrien 
herbeizuführen. Mit der südsudane­
sischen Unabhängigkeitserklärung 
entsteht am 09.  Juli außerdem ein 
neuer Staat, der zunächst großer Un­
terstützung durch die internationale 
Gemeinschaft bedarf. In Abstimmung 
mit den anderen Mitgliedern des 
Sicherheitsrats wird Deutschland 

der UN-Generalversammlung eine 
Empfehlung zur Anerkennung des 
Staates Südsudan zuleiten. Die Ge­
neralversammlung soll im September 
abschließend entscheiden. Deutsch­
land wird sich im Rahmen einer neu 
zu definierenden UN-Mission aktiv an 
der Absicherung der Staatswerdung 
Südsudans beteiligen, damit in Zu­
kunft zwei stabile sudanische Staaten 
in guter Nachbarschaft miteinander 
leben können.  

Auch Palästina hat angedeutet, 
einen Antrag auf Unabhängigkeit 
zu stellen. Ob dies noch im Juli ge­
schieht, ist derzeit offen. In jedem 
Fall wird sich Deutschland mit dem 
schwierigsten Konflikt im Nahen 
Osten intensiv auseinandersetzen 
müssen. Bundeskanzlerin Dr. Angela 
Merkel hat die Richtlinien deutscher 

Politik in dieser Sache bereits de­
finiert: Einseitige Vorstöße helfen 
aus Sicht Berlins nicht weiter. Eine 
Lösung des Konflikts könne vielmehr 
nur durch direkte Verhandlungen der 
beiden Kontrahenten erreicht werden. 

Deutschland hat sich vorgenom­
men, während seines Vorsitzes auch 
eigene Schwerpunkte zu setzen: Eine 
Resolution zum Schutz von Kindern, 
den Schwächsten in bewaffneten 
Konflikten, soll den bestehenden 
Schutz ausbauen und insbesondere 
Schulen und Krankenhäuser einbe­
ziehen. Außerdem möchte Deutsch­
land das Thema Klimawandel und 
dessen sicherheitspolitische Folgen 
– so etwa mögliche Flüchtlingsbe­
wegungen und Verteilungskämpfe 
um Ressourcen – in den Mittelpunkt 
der Diskussion stellen. 

Den Städten und Gemeinden 
stehen 2012 mehr als eine halbe 
Milliarde Euro für Stadtentwicklungs­
vorhaben zur Verfügung. Diese klare 
Zusage des zuständigen Ministers 
Dr. Peter Ramsauer gibt den Kommu­
nen Planungssicherheit. Im Rahmen 
der Städtebauförderung können sie 
diese Mittel zum Erhalt von Innen­
städten und Ortszentren, für den 
Ausbau nachhaltiger städtebaulicher 
Strukturen und zum Abbau städte­
baulich-sozialer Missstände nutzen.

Der Bundestag erinnerte in seiner 
Plenardebatte vom Freitag an die Ein­
führung der Städtebauförderung vor 
40 Jahren. In ihrem Rahmen gewährt 
der Bund den Ländern Finanzhilfen, 
die durch Mittel der Länder und 
Kommunen ergänzt werden. Seit der 
Einführung der Städtebauförderung 
war es der CSU-Landesgruppe im 

Deutschen Bundestag ein beson­
deres Anliegen, neben den großen 
Städten auch den vielen bayerischen 
Kommunen die nötigen Finanzmittel 
zukommen zu lassen. Ein besonderer 
Schwerpunkt lag hierbei auch immer 
auf der Denkmalpflege.

Der persönliche Einsatz Ramsau­
ers als Bundesminister für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung führte 
dazu, dass die Städtebauförderung 
trotz der notwendigen Einsparungen 
im Bundeshaushalt kaum gekürzt 
wird. 2012 wird sie 410 Millionen 
Euro betragen; zunächst waren im 
Haushaltsentwurf für das kommende 
Jahr nur 266 Millionen Euro vorgese­
hen. Da Ramsauer den Städten und 
Gemeinden 2012 außerdem einen 
zusätzlichen Betrag von 92 Millionen 
Euro für die energetische Stadtsa­
nierung zugesichert hat, erhalten 

die Kommunen im kommenden Jahr 
sogar mehr Geld als 2011. In diesem 
Jahr gibt es 455 Millionen Euro für 
die Städtebauförderung. 

Die Städtebauförderung trägt 
maßgeblich dazu bei, die Ziele einer 
sozial, wirtschaftlich und ökologisch 
ausgewogenen Stadtentwicklungs- 
und Stadterneuerungspolitik zu 
konkretisieren. Seit 1971 konnten 
mit mehr als 13,5 Milliarden Euro 
über 6.400 Maßnahmen unterstützt 
werden. Unabhängigen Schätzungen 
zufolge beschert jeder staatlich in­
vestierte Euro der Privatwirtschaft 
Aufträge im Wert des achtfachen 
Betrages, was im Falle der Städte­
bauförderung einem Volumen von 
rund 110 Milliarden Euro entspricht. 
„Wir sind uns einig über den großen 
volkswirtschaftlichen Erfolg dieses 
Förderinstruments“, sagte Ramsauer.


